
sehen des Einzelhandels, deren Sicherung nicht über 
Verkaufsstellenverträge erfolgen kann; er ist eine Art 
Globalvertrag in kleinem Maßstab und wird von den 
Leitern der HO-Kreisbetriebe in der Regel für einen 
längeren Zeitraum zur Belieferung der einzelnen Ver­
kaufsstellen des Bestellers abgeschlossen. Bei den 
Kommissionsverträgen übernimmt der Lieferer die 
Verpflichtung, dem Besteller die Erzeugnisse in Kom­
mission zu übergeben, während sich der Besteller ver­
pflichtet, die in Kommission übernommenen Erzeug­
nisse im eigenen Namen der Bevölkerung zum Kauf 
anzubieten. Soweit nicht etwas anderes vereinbart 
ist, erhält der Besteller im Falle des Verkaufs der 
Kommissionsware eine Provision in Höhe der Einzel­
handelsspanne. Anders als nach § 390 HGB, wonach 
der Kommissionär nicht für Verluste oder Beschä­
digungen verantwortlich ist, „die durch die Sorg­
falt eines ordentlichen Kaufmanns nicht abgewendet 
werden konnten“, trägt bei dem hier geregelten Kom­
missionsvertrag der Besteller für die Zeit; in der sich 
die Ware in seinem Besitz befindet, auch die Gefahr 
des zufälligen Untergangs und der zufälligen Ver­
schlechterung der Ware.

Für die gewerbliche private Wirtschaft ist die Ver­
ordnung zur Änderung der Verordnung über die 
Regelung der Gewerbetätigkeit in der privaten Wirt­
schaft vom 11. April 1957 (GBl. I S. 249) zu beachten, 
die die Zuständigkeiten im Bereich der staatlichen 
Verwaltung für die Erteilung der Gewerbeerlaubnis 
klarstellt.

*

Eine ganze Reihe von gesetzgeberischen Maßnahmen 
dieses Quartals dient der Förderung unserer L a n d ­
w i r t s c h a f t .  Dies gilt besonders für die Anordnung 
über die Regelung der Schlachtung von landwirtschaft­
lichen Nutztieren vom 28. März 1957 (GBl. IX S. 153). 
Mit dieser ist zur Vermehrung der Viehbestände und 
zur Erhöhung des Tierabsatzes in den landwirtschaft­
lichen Betrieben ein genauer Katalog der landwirt­
schaftlichen Nutztiere aufgestellt worden, die 
geschlachtet werden dürfen. Voraussetzung für die 
Zulässigkeit der Schlachtung dieser Tiere ist der Nach­
weis der Zuchtuntauglichkeit durch eine tierärztliche 
Bescheinigung.

Für Lieferverträge über landwirtschaftliche Nutz­
tiere ist die Anordnung über die Allgemeinen Liefer­
bedingungen für die Lieferung von landwirtschaftlichen 
Nutztieren in der volkseigenen und der ihr gleich­
gestellten Wirtschaft vom 24. April 1957 (GBl. II S. 173) 
zu beachten. Bei der in § 8 der Lieferbedingungen ent­
haltenen Vertragsstrafenregelung, die die Vorschriften 
der 6. DB zur WO für verbindlich erklärt, wäre es 
jedoch erforderlich gewesen, auch auf die Anglei­
chungsverordnung vom 21. März 19574 Bezug zu neh­
men, durch welche die 6. DB hinsichtlich des Zwanges 
zur Geltendmachung der Vertragsstrafe erheblich 
modifiziert worden ist. Es bedarf keiner weiteren 
Ausführungen, daß die Angleichungsverordnung auch 
auf die Lieferverträge über landwirtschaftliche Nutz­
tiere im Bereich der volkseigenen und der ihr gleich­
gestellten Wirtschaft in vollem Umfange Anwendung 
findet.

Für die landwirtschaftliche Produktion sind weiter­
hin zwei Preisverordnungen von Bedeutung, mit denen 
die Reorganisation abgeschlossen worden ist, die seit 
längerer Zeit im gesamten Handel für Obst und 
Gemüse vor sich geht und auch eine Neuordnung der 
Preise für diese Lebensmittel erforderlich gemacht hat. 
An erster Stelle ist hier'zu nennen die Preisverord­
nung Nr. 725 — Verordnung über die Festsetzung von 
Erzeugerpreisen für Gemüse und Obst — vom 11. April 
1957 (GBl. I S. 253). An Stelle bisher unterschied­
licher Preise, des niedrigen Preises für Pflichtabliefe­
rungen und des höheren für den freien Aufkauf, wer­
den gleiche Preise für Gemüse und Obst aus der 
Pflichtablieferung und den freien Aufkauf festgelegt. 
Die Verordnung dient der weiteren Steigerung der 
Produktion von Gemüse und Obst, indem sie eine Fest­
setzung dieser Preise auf Grund der unterschiedlichen 
Produktionsbedingungen und der jeweiligen Marktlage 
der einzelnen Bezirke vorsieht. Deshalb enthält die

4 vgl. Gesetzgebungsübersicht für das I. Quartal 1957, NJ
1957 S. 372.

Verordnung auch nur die Mindest- und Höchstpreise 
und überläßt es den Räten der Bezirke, im Rahmen 
dieser Preisspannen unter Berücksichtigung der jewei­
ligen Produktions- und Absatzbedingungen die an die 
Erzeuger effektiv zu zahlenden Preise festzusetzen. — 
Im Zusammenhang damit bestimmt die Preisverord­
nung Nr. 726 — Verordnung über die Handels- und 
Verbraucherpreise für frisches Gemüse und Obst — 
vom gleichen Tage (GBl. I S. 262), daß die Räte der 
Bezirke entsprechend der Preisverordnung Nr. 725 und 
der jeweiligen Marktlage für den sozialistischen und 
den privaten Handel ihres Bezirks die Verbraucher­
höchstpreise für frisches Gemüse und Obst festsetzen.

Ein Gesetzgebungsakt, der in besonders ausgepräg­
tem Maße der Verwirklichung des Beschlusses vom
4. Februar 1954 über Maßnahmen zur weiteren Ent­
wicklung der Landwirtschaft dient, ist die Anordnung 
über die Aufforstung und den Forstschutz im Genos­
senschaf tswald und Privatwald vom 20. Mai 1957 
(GBl. I S. 335). Danach sind im Interesse der Erhal­
tung unserer Wälder und der Steigerung der Holz­
produktion alle Kahlflächen und Blößen einschließlich 
solcher Flächen des Genossenschafts- oder des Privat­
walds, deren Bestockung weniger als 3/1n des Voll­
bestandes beträgt, sowie landwirtschaftlich nicht nutz­
bare, aber für die Holzproduktion geeignete Flächen 
bis 1960 aufzuforsten. Für die demgemäß aufzuforsten­
den Flächen erteilt der Rat des Kreises — Abt. Land- 
und Forstwirtschaft — einen Aufforstungsbescheid, 
demzufolge die Eigentümer bzw. die Nutzungsberech­
tigten verpflichtet sind, die Aufforstung auf ihre 
Kosten durchzuführen. Gegen den Aufforstungs­
bescheid ist die Beschwerde zulässig. Erfüllt ein zur 
Aufforstung Verpflichteter die ihm im Aufforstungs­
bescheid erteilten Auflagen nicht, so kann der zustän­
dige Rat des Kreises die erforderlichen Arbeiten auf 
Kosten des Verpflichteten vornehmen lassen. Eine 
ähnliche Regelung gilt für die Kosten, die bei den 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Forstschädlingen 
und zur Beseitigung von Forstschäden entstehen. Die 
Kosten der Ersatzvornahme werden im Verwaltungs­
zwangsverfahren durch den Rat des Kreises, Abt. 
Finanzen, eingezogen. Dies ist im Gesetz zwar aus­
drücklich nur hinsichtlich der Aufforstungskosten 
gesagt, gilt jedoch sinngemäß auch für die Kosten der 
Bekämpfung von Forstschädlingen.

Ähnliche Bestrebungen des Gesetzgebers sind maß­
gebend gewesen für den Erlaß der Anordnung über die 
Finanzierung von Meliorationen vom 20. April 1957 
(GBl. I S. 279). Unter Meliorationen im Sinne dieser 
Anordnung fallen die Regelung der Wasserstandsver­
hältnisse durch Ent- oder Bewässerungen in der Land- 
und Forstwirtschaft, der Bau oder Ausbau von land­
wirtschaftlichen Wirtschaftswegen, Rodungen, Planie­
rungen, Ödlandkultivierungen und landschaftsgestal­
tende Maßnahmen. Die Kosten hierfür werden in 
voller Höhe aus dem Staatshaushalt gezahlt, soweit 
es sich um den Bau von Anlagen zur landwirtschaft­
lichen Verwertung städtischer, gewerblicher oder indu­
strieller Abwässer, um die Durchführung landschafts­
gestaltender Maßnahmen, um Meliorationen auf volks­
eigenen Flächen oder um Vorplanungen und Projek­
tierungen handelt. Im übrigen werden die Meliora­
tionen außer durch eigene Arbeit oder durch Geld- 
und Sachbeiträge der Beteiligten und durch Aufnahme 
von Krediten mit Hilfe staatlicher Zuschüsse finanziert, 
über deren Höhe der Leiter der Abteilung Land- und 
Forstwirtschaft des Rates des Bezirks auf der Grund­
lage der Wirtschaftlichkeitsberechnung und unter 
Berücksichtigung des im Meliorationsgebiet liegenden 
Flächenanteils der Beteiligten entscheidet. Die Zu­
schüsse werden nicht nur an Meliorationsgenossen­
schaften und an landwirtschaftliche Produktions­
genossenschaften, sondern auch an Einzelbauern und 
sonstige ablieferungspflichtige Eigentümer und Nut­
zungsberechtigte von meliorationsbedürftigen Flächen 
gezahlt.

«

Die Fortsetzung der systematischen Förderung 
s o z i a l i s t i s c h e r  G e n o s s e n s c h a f t e n  findet 
ihren Ausdruck in der Anordnung über die kurz­
fristige Kreditierung und Kontrolle der Produktions­
genossenschaften des Handwerks vom 29. Mai 1957
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